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Wo ist die Grenze zwischen Friedensforschung 
und Kriegsforschung? Wenn der Friede nur 
noch 54  Prozent beträgt, geht dann der Frie-
densforscher zur Kriegsforscherin und sagt: 
«Hi, ich übergebe dir mein Dossier?»

In der Schweiz sollen Erd-
öl und Erdgas gefördert werden. 
Bürgerliche Politiker:innen wol-
len diese Vorkommen (zum Bei-
spiel im Tessin) nutzen. Doch 
erdölfördernde Länder sind 
selten Demokratien, sondern, 
bis auf Norwegen, durchweg 
Autokratien oder «failed states» 
(USA).

Begännen wir mit Bohren, 
würden einige Männer ziemlich 
schnell recht reich. Solche für 
professionelle Erdölförderung unumgäng-
lichen Ölscheichs können bei uns aber nicht 
irgendwelche Familiensprösslinge sein, son-
dern müssen demokratisch gewählt werden. 
Ein schweizerischer Ölscheich sollte direkt 
über dem Bundesrat stehen (etwa mit einem 

neuen Bodenschatzdepartement). Spontan 
kommt mir da Peter Bodenmann in den Sinn. 
Nein, das geht ja gar nicht. Bodenmann ist 
schon Solarscheich der Schweiz, ein Lobbyist 
der alteingesessenen Solarbranche. Es braucht 

neue, unverbrauchte Kräfte. Erd-
ölförderung ist eine Zukunfts-
technologie der Schweiz, ein 
völlig neues Hightechgebiet. 
Schauen wir mal das offizielle 
Kandidat:innenfeld an.

Scheichkandidat Kurt 
Frätzel (SVP) sagt: «Bei mir sind 
die Erdgasmilliarden gut aufge-
hoben.» Frätzel ist achtfach ver-
heiratet und hat 38 Kinder.

Katharine Mürzeler (Grü-
ne) findet: «Ich wäre eine verant-

wortungsbewusste 9-Euro-Ölscheichin. Ich 
brauche nur 9  Privatjets und nur 9  Limousi-
nen, nicht wie Frätzel 100 beziehungsweise 
500.»

«Ich wäre ein Scheich des Volkes», preist 
sich FDP-Mann Ruedi Noser an. Wo neue 

Technologien gefragt sind, ist der Zürcher 
Ständerat nicht weit. Für seinen Hightechpark 
in Dübendorf sucht er ständig neue Herausfor-
derungen in Zukunftstechnologien.

Ich las, das Schlimmste für US-Strom-
götze Elon Musk sei Homeoffice. Ich fand, er 
sei eben ein Kontrollfreak, worauf mein Sohn 
meinte: Wenn alle zu Hause arbeiten, verkauft 
er weniger Tesla.

Homeoffice: Wer Zukunft haben möch-
te, lässt seinen Leuten lange Leine. Das fördert 
die Motivation. Grosszar Putin könnte lernen 
und in der Roten Armee Homeoffice erlau-
ben. Seine demotivierten Soldaten könnten zu 
Hause viel Gutes tun. Dort gibt es Arbeit, und 
es braucht dazu auch keine teuren Waffen.

Demgegenüber steht aber das andere Ar-
gument der Homeoffice-Bewegung, dass man 
von überall aus arbeiten kann. Der russische 
Soldat kann also seinen Job sowohl von Wla-
diwostok als auch von Lissabon aus erledigen.

Lissabon – erklärtes Sehnsuchtsziel von 
Putin und Medwedew. Zar und Zarprinz aus 
dem Hightechland Russland (Lada) wollen 

ihre russische Erfolgsstory nun auf dem gan-
zen Kontinent ausbreiten. Litauen, Finnland – 
der Puzzleteile zum Ziel sind noch viele.

Kommen die Russen in die Schweiz, an-
nektieren sie zuerst den Weiler Moskau im 
Thurgau und das Suworow-Denkmal in der 
Schöllenen (Uri). Der Bundesrat sollte schon 
jetzt proaktiv bestimmen, welche Landesteile 
wir den Russen zur Wiedergutmachung für 
all unsere vergangenen Schandtaten über
lassen.

Das Rheintal ist sicher ideal, da könnte 
sogar eine Volksabstimmung prorussisch aus-
fallen. Oft sind es die unbürokratischen Lö-
sungen, die Erfolg bringen. Viele Bauern, gera-
de auch aus der SVP, geben ihr Land gerne an 
Putin ab. So was könnte direkt über eBay oder 
tutti.ch erledigt werden statt über die langsa-
men Mühlen von Bern.

Je eher wir mitmachen, desto schneller 
sind Medwedew und Putin in Lissabon. Pa-
cken wir es an, bringen wir es hinter uns. Pu-
tin muss irgendwie sein Gesicht wahren kön-
nen. Helfen Sie mit – für den Weltfrieden.

Ruedi Widmer ist Friedenspfeifenforscher  
in Winterthur.

WICHTIG ZU WISSEN

Der Friede von Lissabon
RUEDI WIDMER  über Ölförderung, Gebietsabtretungen und die Scheichwahl

WOZ: Herr Galladé, Sie wurden schon mit 
35 Jahren in den Winterthurer Stadtrat gewählt. 
Da müssen Sie früh politisiert worden sein.

Nicolas Galladé: Das stimmt, ich ging 
schon als Teenager zur SP.

Nicht zur Juso?
Die Juso war noch nicht so populär wie 

heute. Es gab zwar mal ein Treffen mit drei 
etwa dreissigjährigen Jusos, aber ich fand 
dann, ich trete lieber der SP-Sektion Veltheim 
bei. Dort gab es ebenfalls Leute, die partei
intern kritisch dachten. Zusammen mit mei-
ner Schwester wurde ich dort sehr offen emp-
fangen.

Was waren denn Ihre Hauptthemen?
Vor allem jugendpolitische Dinge, 

zum Beispiel die Forderung nach einem Ju-
gendparlament, nach Mitsprache, nach Kul-
tur- und Freiräumen. Und eigentlich zeitlose 
Themen: Umwelt, Antirassismus, Armutsbe-
kämpfung und damals eine fortschrittliche 
Drogenpolitik.

Als Sie in die Exekutive gewählt wurden: Hat­
ten Sie damals Visionen für die Stadt?

Ich sah mich als Vertreter einer jün-
geren Generation und wollte etwas von der 
Jugendkultur ins Gremium hineintragen. 
Aber ich war ja schon lange in der Politik, als 
SP-Parteipräsident in Winterthur und kurz 
auch als Fraktionspräsident im Zürcher Kan-
tonsrat. Zudem arbeitete ich damals bei der 
SP Schweiz. So wusste ich auch um die limi-
tierenden Faktoren, die es in einer Exekuti-
ve gibt, gerade auf kommunaler Ebene. Nur 
schon die vom Parlament vorgegebenen fi-
nanziellen Mittel schränken die Bandbreite 
des Machbaren ein. Ab 2013 mussten wir zum 
Beispiel zwei massive Sanierungsprogramme 
im Departement umsetzen. Das prägt dich 
enorm. Oder als es breite Angriffe auf die 
Sozialhilfe in der Schweiz gab. Da bist du als 
Exekutivpolitiker in einer anderen Rolle als 
im Parlament, wo du keinen ständigen Recht-
fertigungsdruck hast.

Wie lange brauchten Sie, um im Amt anzu­
kommen?

Ich denke, ich habe mir in der ersten Le-
gislatur vor allem Zeit dafür genommen, hin-
zuschauen. Da prasseln die Dinge auch etwas 
auf dich nieder. Erst in der zweiten Amtszeit 
hatte ich dann langsam das Gefühl, etwas auf-
zubauen und auch zu wissen, was genau das 
sein soll. Ich war zwar mit noch mehr Krisen-
situationen konfrontiert, hatte nun aber das 
Gefühl, daran zu wachsen.

Haben Sie auch Leute enttäuscht?
Politik ist immer ein Spannungsfeld. 

Und du enttäuschst Wähler:innen  – zumin-
dest in Einzelfällen  – zwangsläufig, wenn 

sie bestimmte Erwartungen an dich haben. 
Gleichzeitig habe ich schon im ersten Wahl-
kampf keine Dinge versprochen, die ich nicht 
halten konnte. Und ich habe signalisiert, dass 
ich mich Kritik stelle, intern und gegen aus
sen. Klar, man versucht, das Amt zu prägen, 
aber das Amt prägt halt auch dich. Was ja auch 
gut ist, solange deine Entwicklung mit deinen 
Grundwerten einhergeht.

Gehören Sie nach zwölf Jahren im Stadtrat zum 
Cüpli-Flügel der SP?

In der Tendenz ist es immer so, dass du 
im Exekutivamt erst so richtig auf die Welt 
kommst. Das gilt auch für einen Freisinnigen, 
der als Parlamentarier immer gegen den in
effizienten Staat wettert und dann nach hun-
dert Tagen im Amt an der Pressekonferenz ver-
blüfft erzählt, dass in der Verwaltung enorm 
viel geleistet werde. Auf dieser Ebene sind die 
Spielräume nicht so gross, was letztlich wohl 
zu einer gewissen realpolitischen Einmittung 
führt. Aber es gibt immer noch Fragen, bei de-
nen ich finde, da müssen wir grundsätzlicher 
handeln, radikaler werden: bei Themen der 
Existenzsicherung und der Chancengerechtig-
keit. Etwa wenn es um die Sozialhilfe im Asyl-
bereich geht.

Sie engagieren sich für eine ausreichende 
Sozialhilfe. Was bedeutet für Sie Armut?

Armut hat nicht nur eine materielle Di-
mension. Sie bringt auch einen Mangel an 
Möglichkeiten mit sich, der oft zu einem so-
zialen Rückzug führt. Weil man sich schämt, 
wenn man sich keinen Kaffee leisten oder den 
Schulausflug der Kinder nicht bezahlen kann. 
Das wirkt sehr isolierend. Und in den wohlha-
benderen Milieus nimmt man Armut deshalb 
oft nicht einmal wahr.

Wie hat sich Ihr Bild von Armut während Ihrer 
Tätigkeit als Sozialvorsteher verändert?

Durch mein Amt kenne ich die Mecha-
nismen der Armut viel genauer, etwa wie sie 
weitervererbt wird. Es ist das eine, mit knap-
pen Mitteln leben zu müssen. Und das andere, 
dadurch keinen Zugang zu Orten und Tätig-
keiten zu haben, die Chancengerechtigkeit 
fördern. Damit komme ich jetzt natürlich viel 
öfter in Kontakt, wenn ich etwa einen Treff-
punkt für Armutsbetroffene besuche oder 
Leute, die in eine Sucht abgerutscht sind. Oder 
auch wenn mir ältere Stadtbewohner:innen 
von ihrem Lebensweg berichten. Ich bin über-
zeugt, dass es Aufgabe des Staates ist, allen 
Menschen ein Leben in Würde und eine mi-
nimale soziale Teilhabe zu ermöglichen, ohne 
dass sie auf Almosen angewiesen sind.

Salafisten und Nazis: In den letzten Jahren 
tauchte Winterthur wiederholt wegen 
verschiedener Extremismen in den Schlagzeilen 
auf. Darüber spricht Nicolas Galladé (47) in der 
nächsten WOZ.

DURCH DEN MONAT MIT NICOLAS  GALLADÉ  (TE IL  3)

«Haben Sie auch  
Leute enttäuscht?»
Nicolas Galladé wurde Stadtrat in Winterthur, als er noch  
als Jungpolitiker galt. Sicher sei er im Amt realistischer geworden,  
doch in bestimmten Fragen auch radikaler: etwa bei der  
Bekämpfung von Armut.

VON RAPHAEL ALBISSER (INTERVIEW) UND URSULA HÄNE (FOTO)

«Ich wäre ein 
Scheich des 
Volkes», preist 
sich FDP-Mann 
Ruedi Noser an.

Nicolas Galladé: «Politik ist immer ein Spannungsfeld – aber ich habe schon im ersten 
Wahlkampf keine Dinge versprochen, die ich nicht halten konnte.»




